
Ein Schimpfwörter-Lexikon vor Gericht. 
Karl May gegen Lebius. 

In der Streitsache des Schriftstellers  K a r l  M a y  wider dem Reformverlag „D e r  B u n d “ ,  

R e d a k t e u r  L e b i u s  u. Genossen stand gestern abermals Termin vor der 7. Zivilkammer des 

Landgerichts I an. Es handelt sich um den Antrag des Herrn Lebius, eine von der Ferienstrafkammer 

erlassene Verfügung aufzuheben, wonach es ihm bei 1000 Mark Geldstrafe verboten sein soll, fernerhin 

seine beleidigenden Artikel über May zu verbreiten. Im letzten Termin wurde der Vertreter des Karl May, 

Rechtsanwalt Dr. Puppe, vom Gericht ersucht, zunächst den Antrag auf einstweilige Verfügung näher zu 

substanziieren. R.-A. Dr. Puppe überreichte nun einen außerordentlich umfangreichen Antrag, in dem alle 

im „Bund“ und in Flugblättern gegen May aufgestellten Behauptungen einzeln aufgeführt werden. 

Es wird der Antrag aufrecht erhalten, gegen Androhung einer Strafe von 1000 M. für jeden Fall den 

Antragsgegnern die Weiterverbreitung dieser Nummern zu verbieten, ferner Vorstrafen Mays sowie den 

Tenor oder die Gründe von gegen ihn ergangenen Strafurteilen zu veröffentlichen; auch zu verbieten, im 

„Bund“ oder in Flugblättern dem Antragsteller Handlungen von rechtlicher und moralischer Anfechtbarkeit 

vorzuwerfen, Aeußerungen über das Vorleben, insbesondere auch über sein Eheleben und über seine 

literarische Tätigkeit zu verbreiten, die ihn zu beleidigen und in der öffentlichen Meinung herabzusetzen 

und verächtlich zu machen geeignet sind, insbesondere ihn einen ehemaligen Zuchthäusler, einen 

schweren Jungen, einen berüchtigten Verbrecher, Räuberhauptmann, Banditen usw. zu nennen. 

Den Ausführungen des Rechtsanwalts Dr. Puppe traten die Vertreter der Antraggegner, Rechtsanwalt 

Dr. Blau und Bredereck scharf entgegen und wiesen die gegnerischen Behauptungen über die angeblichen 

gegen May gerichteten Machinationen zurück. May habe selbst Dutzende von schwer beleidigenden 

Artikeln gegen Lebius verbreitet, auch noch, nachdem er den Antrag auf Unterlassung gestellt hatte. Jene 

Artikel strotzen von wissentlich falschen Behauptungen. In den Akten des Dresdener Polizeipräsidiums 

befinde sich ein ausführlicher Bericht über May, der sich seinerzeit stark an den  s ä c h s i s c h e n  H o f  

h e r a n g e d r ä n g t  habe. Dieser Bericht, auf den Bezug genommen werde, sei sehr charakteristisch. 

(Rechtsanwalt Dr. Puppe ruft hier zwischen: Trotzdem  v e r k e h r t  M a y  n o c h  h e u t e  a m  

s ä c h s i s c h e n  H o f e ! ) Was beispielsweise den Ausdruck „Pferdedieb“ betrifft, so sei doch gerichtlich 

festgestellt, daß May seinerzeit einen Pferdediebstahl begangen hat und wenn Lebius den May einen 

„geborenen Verbrecher“ genannt habe, so sei doch darauf hinzuweisen, daß May tatsächlich im 

Zuchthause gesessen und das Staatsanwalt v. Wulffen in einem wissenschaftlichen Werke den May als 

Musterbeispiel eines „geborenen Verbrechers“ hingestellt habe. Der Antrag auf einstweilige Verfügung sei 

durchaus nicht gerechtfertigt. – Es folgten noch längere Repliken und Dupliken der Parteienvertreter. – 

Rechtsanwalt Dr. Puppe betonte nochmals, daß es sich um fortgesetzte schwere Beleidigungen des Karl 

May in dem „Bund“ und in den Flugblättern handele. Er habe sich die unendliche Mühe gegeben, diese 

Beleidigungen, deren Unterlassung durch den Antrag bezweckt wird, zusammenzustellen. Dem 

Antragsgegener solle untersagt werden folgendes von Karl May weiterhin zu behaupten: 

Er sei ein gemeinschädliches Individuum, ein Seitenstück zu dem „Fürsten der Diebe“ Manolescu, er 

habe unter Polizeiaufsicht gestanden und sei wegen Diebstahls, Betruges und Urkundenfälschung mit 

Gefängnis und Arbeitshaus bestraft, habe auch zehn Jahre im Zuchthaus gesessen. Er habe von 

Einbrüchen gelebt, habe mit dem Waldarbeiter Krügel und anderen zusammen im Erzgebirge ein 

Räuberbande gebildet und mit seinen Spießgesellen in einer Waldhöhle gehaust, wohin ihm sein Vater 

die Nahrung gebracht habe. Er habe gewildert und fast täglich räuberische Ueberfälle gegen Marktfrauen 

ausgeführt; er habe einen Uhrenladen ausgeraubt und allerlei Schwindeleien verübt, sich als Feldmesser 

ausgegeben und in dieser Maske von den Bauern Geld erpreßt; er habe als Gerichtsdiener verkleidet 

Haussuchungen abgehalten und dabei einmal über 1000 Taler entwendet. Er sei in Leipzig mit einem Pelz 

durchgegangen, habe auf Grund eines gefälschten Diploms den Doktortitel geführt, sei der Verhaftung 

nur dadurch entgangen, daß er die Verfolger mit einem Doppelterzerol bedrohte, und es sei endlich, um 

ihn zu fangen, auf ihn vom Militär, von der Feuerwehr und von einem Turnverein eine Jagd durch die 

Wälder veranstaltet worden, wobei er sich nur durch Anziehen einer Gendarmerie-Uniform vor seinen 

Verfolgern gerettet habe. Er lüge in seinen Indianerbüchern Geschichten zusammen, seine Weltreisen 

seien Schwindel; er leide an Größenwahn, habe eine Gaunerphantasie, habe seine 



Verbrechererinnerungen in Form von Kolportageromanen niedergeschrieben, habe Schund- und 

Dreckbücher, schlüpfrige Verbrecherromane und unzüchtige Räubergeschichten fabriziert. Er sei ein 

„Genosse“, habe viel Artikel für die sozialdemokratische Presse geliefert usw. usw. 

Dr. Puppe verliest alle diese und noch zahlreiche andere gegnerische Behauptungen, die 

Verunglimpfungen des Karl May darstellen und in dem überreichten Unterlassungsantrag im einzelnen 

aufgeführt sind, und beantragt in Gemäßheit des Antrages die einstweilige Verfügung zu erlassen. 

Das Gericht nahm das von beiden Seiten dargebotene umfangreiche Material zur weiteren Prüfung 

entgegen. Der Vorsitzende setzte die Entscheidung auf den 26. d. M. an. 
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